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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Ulrich Singer, Christoph Maier, Richard 
Graupner, Andreas Winhart, Johannes Meier, Gerd Mannes, Benjamin Nolte, 
Markus Walbrunn, Jörg Baumann, Stefan Löw, Dieter Arnold, Oskar Atzinger, 
Franz Bergmüller, Martin Böhm, Rene Dierkes, Christin Gmelch, Daniel Halemba, 
Martin Huber, Andreas Jurca, Florian Köhler, Oskar Lipp, Roland Magerl, 
Ferdinand Mang, Harald Meußgeier, Johann Müller, Elena Roon, Franz Schmid, 
Ralf Stadler, Ramona Storm, Markus Striedl, Matthias Vogler und Fraktion (AfD) 

Messer, Schüsse, tödliche Gewalt – Auf den Sommer der Angst muss ein Herbst 
der Heimreise und der Remigration folgen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ ein bayerisches Sofortprogramm einzuleiten, durch das rechtskräftig verurteilte aus-
ländische Gewalt-, Sexual- und Intensivstraftäter unverzüglich abgeschoben wer-
den, 

─ einen umfangreichen Remigrationsplan für alle vollziehbar ausreisepflichtigen Per-
sonen in Bayern vorzulegen, der Straftäter, Gefährder und polizeilich geführte Mehr-
fach- oder Intensivtäter priorisiert und für Personen, die ihre gesetzlichen Mitwir-
kungspflichten bei Identitätsklärung oder Passbeschaffung schuldhaft verletzen, 
konkrete Maßnahmen und Vollzugsfristen vorsieht, 

─ die Task Force Straftäter des Landesamts für Asyl und Rückführungen personell 
und organisatorisch so auszustatten, dass Identitätsklärung und Passersatzbe-
schaffung beschleunigt werden können und Abschiebungshaft und Ausreisege-
wahrsam bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen konsequent beantragbar 
sind, sowie sich auf Bundesebene für verlässliche Rücknahmezusagen der Her-
kunftsstaaten einzusetzen, 

─ geltend gemachte gesundheitliche Abschiebungshindernisse nach Maßgabe des 
§ 60a Abs. 2c und 2d Aufenthaltsgesetz unabhängig amts- oder fachärztlich über-
prüfen zu lassen und bei ausreisepflichtigen psychisch erkrankten ausländischen 
Straftätern bereits während der Unterbringung die frühestmögliche rechtmäßige Ab-
schiebung vorzubereiten. 

 

 

Begründung: 

In Bayern wurde innerhalb weniger Tage eine Reihe schwerer Gewalt- und Gefahren-
lagen bekannt.  

Am 15. Juli 2026 soll ein 28-jähriger afghanischer Staatsangehöriger in einer Regional-
bahn und am Bahnhof Ruhpolding in Oberbayern einen Zugbegleiter mit einem Messer 
bedroht und verfolgt haben. Kinder mussten in einem Kiosk in Sicherheit gebracht wer-
den, da der Täter auch diese auf der Straße verfolgte. Das Amtsgericht ordnete wegen 
Anhaltspunkten für eine erhebliche psychische Beeinträchtigung die einstweilige Unter-
bringung des Beschuldigten in einem psychiatrischen Krankenhaus an.  
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Wenige Tage zuvor musste eine zehnköpfige Männergruppe aus dem Freibad in Cham 
entfernt werden. Der nach Angaben eines Polizeisprechers als Hauptaggressor be-
zeichnete 21-jährige Syrer soll auf die Ermahnung eines Bademeisters äußerst aggres-
siv reagiert haben – weitere Personen im Schwimmbad solidarisierten sich. Die ge-
samte Gruppe erhielt Hausverbot.  

In Nürnberg wurde ebenfalls in dieser Woche ein 45-jähriger iranischer Tatverdächtiger 
nach einem an einer 35-jährigen Mitarbeiterin einer Spielhalle verübten Tötungsdelikt 
festgenommen. 

Bei einem Dorffest in Egling bei Wolfratshausen verletzte ein mit einem Messer bewaff-
neter Täter acht Personen. Herkunft und Nationalität des Tatverdächtigen sind in die-
sem Fall noch unbekannt. Zeugen beschrieben den Flüchtigen als etwa 1,80 m bis 
1,90 m großen Mann mit schmaler Statur und kurzen dunklen Haaren. Laut Polizei 
sprach der Mann gebrochenes Deutsch. Sein Hauttyp wird als „dunkel“ beschrieben. 

Auch in ganz Deutschland kam es zu ähnlichen Vorfällen: Ebenfalls am 15. Juli soll ein 
22-jähriger afghanischer Staatsangehöriger einen gleichaltrigen deutschen Studenten 
in Trier unvermittelt mit einem Küchenmesser angegriffen und getötet haben. In Dres-
den zielte am selben Tag ein 41-jähriger türkischer Staatsangehöriger mit einer mus-
ketenartigen Schusswaffe auf Menschen und feuerte anschließend auf Polizeibeamte. 
Am 17. Juli soll ein 19-jähriger Syrer in einer Flüchtlingsunterkunft in Witten einen iraki-
schen Mitbewohner mit einem Messer lebensgefährlich verletzt haben; das Opfer ist 
inzwischen außer Lebensgefahr, gegen den Beschuldigten wurde Untersuchungshaft 
angeordnet. 

Nach der Polizeilichen Kriminalstatistik Bayern wurden 2025 insgesamt 4 175 Zuwan-
derer als Tatverdächtige der Gewaltkriminalität erfasst. Unter den insgesamt 28 191 
wegen nicht ausländerrechtlicher Delikte registrierten tatverdächtigen Zuwanderern be-
fanden sich 7 442 Personen, die in mindestens zwei Fällen als Tatverdächtige geführt 
wurden; 715 wurden mit mindestens sieben Straftaten registriert. Tatverdächtige sind 
nicht mit rechtskräftig Verurteilten gleichzusetzen. Die Zahlen zeigen jedoch einen kon-
kreten Handlungsbedarf gegenüber ausländischen Mehrfach- und Intensivtätern. Die 
Staatsregierung verweist für 2025 auf 3 649 Abschiebungen und 15 764 freiwillige Aus-
reisen. Rund 40 Prozent der Abgeschobenen sollen rechtskräftig verurteilte Straftäter 
gewesen sein. Offen bleibt, wie viele vollziehbar ausreisepflichtige Straftäter weiterhin 
in Bayern leben, wie lange ihre Verfahren dauern und aus welchen Gründen ihre Ab-
schiebung scheitert. Hierüber muss die Staatsregierung dem Landtag vollständig be-
richten. 

Psychische Erkrankungen dürfen weder verharmlost noch pauschal als vorgetäuscht 
behandelt werden. Es muss aber auch jeder Zweifel ausgeräumt sein, dass sich Tat-
verdächtige ihrer Abschiebung oder dem Strafvollzug durch das Beibringen entspre-
chender Gutachten vorsätzlich entziehen können. Gefährliche Beschuldigte müssen in 
sicheren Gewahrsam genommen und angemessen behandelt werden. Gleichzeitig sind 
Identitätsklärung, Beschaffung von Heimreisedokumenten und eine rechtlich mögliche 
Aufenthaltsbeendigung frühzeitig vorzubereiten. Psychiatrische Unterbringung und Ab-
schiebungsvorbereitung schließen sich nicht gegenseitig aus. „Remigration“ bezeichnet 
die rechtsstaatliche Rückführung vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer, die priori-
täre Aufenthaltsbeendigung bei Straftätern und Gefährdern, die Förderung freiwilliger 
Rückkehr sowie die Verhinderung weiterer illegaler Einreisen – wer illegal ins Land kam, 
muss es legal wieder verlassen.  

Es ist keine Aufgabe der Bürger, sich an Messergewalt und wiederkehrende Gefahren-
lagen zu gewöhnen – sondern es ist ureigenste Aufgabe des Staates, den Schutz der 
friedlichen Bevölkerung zu garantieren. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Ulrich Singer, 
Christoph Maier, Richard Graupner, Andreas Winhart, Johannes Meier, Gerd 
Mannes, Benjamin Nolte, Markus Walbrunn, Jörg Baumann, Stefan Löw, Dieter 
Arnold, Oskar Atzinger, Franz Bergmüller, Martin Böhm, Rene Dierkes, Christin 
Gmelch, Daniel Halemba, Martin Huber, Andreas Jurca, Florian Köhler, Oskar 
Lipp, Roland Magerl, Ferdinand Mang, Harald Meußgeier, Johann Müller, Elena 
Roon, Franz Schmid, Ralf Stadler, Ramona Storm, Markus Striedl, Matthias Vogler 
und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/12970 

Messer, Schüsse, tödliche Gewalt – Auf den Sommer der Angst muss ein Herbst 
der Heimreise und der Remigration folgen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Tobias Reiß
Abg. Richard Graupner
Abg. Toni Schuberl
Abg. Karl Straub
Abg. Andreas Winhart
Abg. Gülseren Demirel
Abg. Martin Huber
Abg. Alexander Hold
Abg. Harald Meußgeier
Abg. Horst Arnold



Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich rufe Tagesordnungspunkt 36 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlichkeitsanträge

Zur Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Ulrich Singer, 

Christoph Maier u. a. und Fraktion (AfD)

Messer, Schüsse, tödliche Gewalt - Auf den Sommer der Angst muss ein Herbst 

der Heimreise und der Remigration folgen! (Drs. 19/12970)

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kollegen Richard Graupner das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Richard Graupner (AfD): Herr Vizepräsident, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Leider gibt es einmal mehr traurigen Anlass, mit 

einem Dringlichkeitsantrag eine der drängendsten Aufgaben einzufordern, welche die 

Politik aktuell zu lösen hat, aber die sie eigentlich schon seit Langem gelöst haben 

müsste. Wir müssen wieder einmal über Remigration sprechen; denn es musste wie-

der ein Mensch sein Leben lassen. Es gab wieder Verletzte an Körper und Seele. Es 

wurde wieder Angst und Schrecken auf unseren Straßen und Plätzen verbreitet, von 

Menschen, die gar nicht im Land sein dürften. Es gibt wieder Opfer aufgrund einer 

verfehlten Migrationspolitik, die ihren ideologischen Ursprung vielleicht in den wirren 

Hirnen links-grüner Vaterlandsverächter hat, die aber CDU/CSU seit vielen Jahren in 

Regierungsverantwortung aktiv selbst zu verantworten hat.

(Unruhe)

– Ich weiß, die Wahrheit tut weh!

(Markus Rinderspacher (SPD): Der einzige Vaterlandsverräter sind Sie hier! – 

Weitere Zurufe)
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Die Unverfrorenheit, mit der Kanzler Merz und auch Ministerpräsident Söder jetzt das 

angebliche Gelingen der Migrationswende behaupten, könnte falscher und dreister 

nicht sein. Angesichts der Opfer, welche die Gewalt illegaler Migranten weiterhin täg-

lich fordert, könnte sie auch nicht zynischer sein.

(Unruhe)

Gerade die letzte Woche war diesbezüglich wieder exemplarisch. Eine ganze Reihe 

von Gewaltexzessen erschütterte Deutschland und auch Bayern.

(Anhaltende Unruhe – Glocke des Präsidenten)

In Dresden feuerte ein Türke mit einer Muskete wahllos auf Passanten und Polizeibe-

amte.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Ist das die neue Sommerrede der AfD, oder 

was?)

Am gleichen Tag hat ein 22-jähriger Afghane einen deutschen Studenten in Trier 

unvermittelt mit einem Küchenmesser ermordet.

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))

Um nach Bayern zu schauen: Ebenfalls am 15. Juli bedrohte ein 28-jähriger Afghane 

in Ruhpolding einen Zugbegleiter mit einem Messer. In einem verstörenden Video 

ist zu sehen, wie der gleiche Mann dann Kinder mit gezücktem Messer über den 

Bahnsteig jagte.

In Ruhpolding gab es glücklicherweise keine Toten. In Nürnberg hat aber ein 45-jähri-

ger Iraner – ebenfalls letzte Woche – eine 35-jährige Mitarbeiterin in einer Spielhalle 

kaltblütig erstochen.

Da sage ich ganz klar: Es sind nicht wir Deutsche, die sich an Gewalt und permanente 

Angst im Alltag gewöhnen müssen, sondern der Staat muss seine Bürger schützen.
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(Beifall bei der AfD)

Das ist seine ureigenste Aufgabe.

Wir haben in Bayern knapp 4.200 Zuwanderer als Tatverdächtige der Gewaltkrimi-

nalität, 750 Mehrfachtäter, von denen jeder mindestens sieben oder deutlich mehr 

Straftaten begangen hat. Es nützt da überhaupt nichts, ständig neue Messer- oder 

Alkoholverbotszonen einzurichten. Ganz Bayern und ganz Deutschland muss endlich 

zu einer einzigen Verbotszone für Messermigranten, Vergewaltigungstouristen und 

Psychopathen aller Länder werden.

(Beifall bei der AfD)

Bundesinnenminister Dobrindt hat das zwar vorgestern ganz richtig so gesagt, aber es 

ist Zeit, dass die CSU auch endlich handelt, statt wohlfeile Worte zu schwingen.

Leiten Sie umgehend ein sofortiges bayerisches Programm ein, durch das sämtliche 

verurteilten ausländischen Gewalt-, Sexual- und Intensivstraftäter unverzüglich abge-

schoben werden. Es kann nicht sein, dass Abschiebungen regelmäßig daran schei-

tern, dass entweder die Ausreisepflichtigen bei ihrer Identitätsfeststellung

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

nicht kooperieren oder die Herkunftsländer die Rücknahme ihrer Staatsbürger verwei-

gern. Setzen Sie sich endlich auf Bundesebene für verlässliche Rücknahmezusagen 

der Herkunftsstaaten ein.

Es kann ebenfalls nicht sein, dass es sich Täter aufgrund fragwürdiger Gutachten 

in einer deutschen Komfortpsychiatrie gutgehen lassen, statt ihre Strafe in einem 

Gefängnis in ihrem Heimatland zu verbüßen, teils nach bestialischen Straftaten, so 

wie der Studentenmörder von Trier oder auch der Messermann von Ruhpolding.

Ich sage Ihnen in aller Deutlichkeit: Lieber schiebe ich alle ausreisepflichtigen Perso-

nen, derer ich habhaft werden kann, ohne Wenn und Aber und ohne große Diskussion 

Protokollauszug
87. Plenum, 23.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 3



ab, soweit es der rechtsstaatliche Rahmen auch nur irgendwie hergibt, als dass ich 

weiter zusehe, wie noch ein einziger Illegaler, aber irgendwie doch geduldeter Psycho-

path unsere Kinder durch die Straßen hetzt, seine Messer in einen Passanten rammt 

oder sich an einer jungen Frau oder einem Mädchen vergeht.

(Beifall bei der AfD)

Werte Kollegen, die Zeiten sind endgültig vorbei, in denen wir mit Kriminellen aus aller 

Herren Länder – Zitat – jeden Tag unser Zusammenleben neu aushandeln müssen. 

Das hier ist unser Land, und es gelten unsere Regeln. Wer das nicht akzeptiert, der 

hat zu gehen. Das ist es, was die Bürger von uns allen hier erwarten.

Wenn die CSU nicht in der Lage ist, diesen Bürgerwillen durchzusetzen, die AfD wird 

das auf jeden Fall tun, wenn wir in Regierungsverantwortung kommen.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Rinderspacher (SPD))

Aber bis dahin machen Sie sich, werte Kollegen auch von der CSU, durch Untätigkeit 

an jedem weiteren Opfer, welches ein illegaler Migrant fordert, mitschuldig.

(Beifall bei der AfD)

Darum: Handeln Sie und führen Sie heute hier fort, was Ihr Kollege Weber und seine 

Fraktion auf Europaebene schon verstanden und umgesetzt haben. Stimmen Sie für 

unseren Antrag!

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Der Kollege Schuberl hat sich zu einer Zwischen-

bemerkung gemeldet.

Richard Graupner (AfD): Es bleibt einem nichts erspart.

Toni Schuberl (GRÜNE): Herr Graupner, was werden Sie gegen den verurteilten 

mehrfachen Vergewaltiger als Mitarbeiter in Ihren eigenen Reihen und gegen den Kol-
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legen von Ihnen als Abgeordneten tun, der Frauen geschlagen hat und dafür verurteilt 

wurde?

(Beifall bei den GRÜNEN, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Richard Graupner (AfD): Herr Schuberl, der Sachverhalt, den Sie hier ansprechen, ist 

mir im Detail überhaupt nicht bekannt.

(Lachen bei den GRÜNEN – Zurufe von den GRÜNEN – Anna Rasehorn (SPD): 

Sie sitzen beide da!)

Es ist typisch für Sie, dass Sie nie auf die tatsächlichen Probleme eingehen,

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD) – Gabi Schmidt (FREIE WÄH-

LER): Das ist doch ein Problem! Oder nicht?)

die die Bürger draußen im Land bewegen, und immer nur mit irgendwelchen Scheinar-

gumenten versuchen,

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

uns hier schlechtzumachen. So läuft es nicht!

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Der nächste Redner ist Kollege Karl Straub für die 

CSU-Fraktion.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor 

der Sommerpause könnte man sagen: "Und täglich grüßt das Murmeltier!" Im letzten 

Jahr waren es die Freibäder. Jetzt ist es ein Sommer der Angst.

Was mich diesbezüglich wundert: Im letzten Jahr haben wir intensiv über die Frei-

bäder gesprochen, die man angeblich nicht mehr besuchen könnte. Jetzt läuft ein 
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Kollege der AfD, der Kollege Winhart, umher und macht Freibadtests, macht Werbung 

für Freibäder

(Heiterkeit bei der AfD)

und sagt: Die Freibäder in Bayern sind sicher.

Herr Winhart, letztes Mal haben Sie bestätigt, dass Herr Dobrindt sehr gute Arbeit 

leistet. In Bezug auf eine Flüchtlingsunterkunft haben Sie deutlich geäußert, dass 

die Migrationswende in vollem Gang sei und die Flüchtlingsunterkünfte im Landkreis 

Rosenheim leer würden.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))

42.000 Plätze werden abgebaut.

Auch das ist wieder bezeichnend, aber der Kollege Nolte sitzt dankenswerterweise 

gleich neben Ihnen: Kollege Nolte machte gestern Früh – – Er hat dankenswerterwei-

se – das muss ich ganz sachlich sagen – dieses Video wieder gelöscht. In Ihrer 

Antragsbegründung steht Egling aber noch.

Sie machen Stimmung mit Egling

(Zuruf des Abgeordneten Benjamin Nolte (AfD))

und sagen: "Jetzt ist auch das wohlhabende Münchner Umland betroffen". Sie 

nehmen dafür eine noch nicht bestätigte Täterbeschreibung und fangen an zu het-

zen.Jetzt stellt sich heraus – das ist übrigens genauso zu verurteilen –, dass das mit 

Asyl oder Zuwanderung überhaupt nichts zu tun hatte. Die Hetze ist aber draußen. 

Das ist ein Muster, das die AfD auszeichnet.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sie haben das dankenswerterweise gelöscht.
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Ich betone noch einmal: Die Straftaten, die passiert sind, sind zu verurteilen, egal, 

ob sie von einem Zuwanderer oder von einem deutschen Staatsbürger begangen 

wurden. Das ist ganz egal. Das ist zu verurteilen.

Jetzt aber zurück zu den Fakten. Bayern ist so sicher wie seit Jahrzehnten nicht mehr. 

Das ist Fakt. Sie reden in diesem Zusammenhang hier von einem Sommer der Angst. 

Ich weiß nicht, was Sie damit bezwecken. Ich frage tatsächlich auch nach, wie es ist. 

Ich glaube nicht, dass wir von einem Sommer der Angst reden müssen, sondern ich 

glaube, wir brauchen wieder einen Sommer des Optimismus. Dafür gibt es nämlich 

sehr viele Gründe. Wir haben so viele Unternehmensgründungen wie noch nie. Ich 

glaube, Sie sollten nicht ständig Angst schüren.

Sie tun immer so, als ob Sie gegen Menschen, die gut integriert sind, nichts haben. 

Aber auch diesen Leuten machen Sie Angst, weil Sie Rassismus, Diskriminierung und 

Ausgrenzung betreiben. Das ist meines Erachtens nicht gut.

(Beifall bei der CSU)

Zurück zu den Zahlen, um zu verdeutlichen, dass die Migrationswende in vollem 

Gange ist und dass der Freistaat Bayern mit diesen Themen sehr, sehr sachlich 

umgeht. Letztes Jahr hatten wir knapp 16.000 freiwillige Ausreisen; wir hatten knapp 

3.600 Rückführungen; das sind 20 % mehr. Heute ist gemeldet worden, dass es 

unserem Innenminister Dobrindt gelungen ist, die Zahl der Abschiebungen von aus-

reisepflichtigen Afghanen auszuweiten. Das heißt, künftig werden ausreisepflichtige 

Afghanen in ihr Heimatland zurückführt, weil sie keinen Aufenthaltstitel mehr haben. 

Von den von uns abgeschobenen Personen waren 40 % Straftäter.

(Zuruf von der AfD)

– Ich möchte ganz sachlich auf den Antrag und die Dinge, die Sie fordern, eingehen. 

Wir haben bereits 2018 das Landesamt für Asyl und Rückführungen eingeführt. Die 

Priorisierung von Straftätern, die Sie fordern, ist schon längst erfolgt. Im Landesamt 
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für Asyl und Rückführungen haben wir eine Taskforce, die sich darum kümmert. Zu 

religiös motiviertem Extremismus haben wir eine eigene Arbeitsgruppe, die sich um 

diesen Bereich kümmert, und auch in diesem Bereich werden Erfolge erzielt.

In Ihrer Antragsbegründung sprechen Sie das Thema Atteste an. Die Leute, die im 

Petitionsausschuss sind, wissen, dass an Atteste, die die Reisefähigkeit einschränken, 

ein sehr hoher Anspruch gestellt wird; sie kommen in den wenigsten Fällen überhaupt 

zum Tragen. Eine attestierte Reiseunfähigkeit ist sehr, sehr schwer zu erreichen.

Wie gesagt: Wir sind auf dem richtigen Weg. Wir haben ein umfangreiches Antragspa-

ket eingereicht und machen das im Unterschied zu Ihnen nach dem Prinzip Humanität 

und Ordnung – ich betone: Humanität und Ordnung. Wir bleiben an diesen Themen-

bereichen dran.

Ich bitte Sie noch einmal – das ist wirklich als Bitte zu verstehen: Hetzen Sie nicht auf, 

sondern gehen Sie die Dinge ganz sachlich an. Jede Straftat ist eine zu viel. Ich werde 

auch nicht das Hin und Her machen, wie es Herr Schuberl gerade getan hat. Man 

könnte sich den Punkt aber durchaus überlegen; da hat Kollege Schuberl durchaus 

recht.

Bayern ist das sicherste Land in Deutschland und, ich meine, einer der sichersten Be-

reiche in Europa. Es besteht kein Grund, von einem Sommer der Angst zu sprechen. 

Ich wünsche allen eine schöne Sitzungspause; denn das ist ja keine Sommerpause; 

wir arbeiten ja alle weiter. Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, aber Zeit für 

Urlaub haben, dann genießen Sie den Urlaub. Es gibt keinen Grund, in diesem Urlaub 

Angst zu haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege Winhart, bitte, eine Zwischenbemer-

kung.
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Andreas Winhart (AfD): Guten Morgen, Herr Kollege Straub! Zunächst vielen Dank, 

dass Sie meine Social-Media-Kanäle so propagieren. Das sollte jeder machen.

Natürlich stimmt es, dass die Zahl der Asylanten geringer wird. Das liegt aber nicht an 

Herrn Dobrindt, sondern daran, dass unser Sozialstaat mittlerweile so wenig attraktiv 

geworden ist, dass Asylanten gar nicht mehr kommen wollen. Sie sagen, es kommen 

weniger. Das ist ein Fakt. Das bestätigt auch die Staatsregierung.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Trotzdem plant man weiterhin in Rott am Inn eine Massenunterkunft, bisher für bis zu 

500 Personen, jetzt nur noch für bis zu 250 Personen. Man belästigt den Steuerzahler 

für eine Unterkunft, die man scheinbar gar nicht mehr braucht; man belästigt die 

Anwohner. In Rott am Inn, einer hochverschuldeten Gemeinde, entstehen Asylkosten 

neben den Kosten für Schulen, Kitas usw. Diese Kosten ersetzt auch kein Freistaat 

Bayern. Deshalb handelt es sich um eine Belastung für die gesamte Gesellschaft.

Kehren Sie um und lassen Sie es sein, weiter große Unterkünfte zu schaffen, die wir 

überhaupt nicht mehr brauchen.

Karl Straub (CSU): Herr Kollege Winhart, es war etwas laut; ich habe nicht alles ganz 

mitbekommen. Ich will dazu korrekt antworten.

Was die Social-Media-Kanäle betrifft, kann ich leider nichts dafür. Ich kenne den Algo-

rithmus von Facebook nicht. Mir wird das tatsächlich immer eingespielt, und dann 

blicke ich hin und wieder drauf. Sie bestätigen, dass die Freibäder in Bayern sicher 

sind. Das freut mich.

Ihre Ausdrucksweise in den Videos ist meines Erachtens sehr stark zu hinterfragen.

Jetzt noch einmal ganz sachlich:

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)
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Wir bauen 42.000 Unterkunftsplätze ab. Dadurch spart der Freistaat Bayern im Übri-

gen sehr, sehr viel Geld. Zur Unterkunft in Rott kann man, ganz sachlich betrachtet, 

geteilter Meinung sein. Ich kann nur insgesamt sagen: Das Innenministerium trägt 

dafür Verantwortung, kommt seiner Verantwortung nach und baut einen wesentlichen 

Teil der Unterkunftsplätze ab, weil sie einfach nicht mehr benötigt werden, wie Sie 

wieder bestätigen.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Achten Sie bitte auf Ihre Redezeit, Herr Kollege.

Karl Straub (CSU): Dobrindts Migrationswende wirkt. Das spart schlussendlich dem 

Steuerzahler einen Haufen Geld.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Karl Straub (CSU): Ich habe versucht, Ihre Frage so sachlich wie möglich zu beant-

worten. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN: Frau Kollegin Demirel. Bitte.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Sehr verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! 

Ja, wir haben wieder einen Antrag der AfD vorliegen. Wenn man ihn genau liest, 

merkt man ganz schnell, dass das kein Antrag ist, sondern Propaganda, mit welchen 

Themen Sie die nächste Sommerpause besetzen wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wissen auch, dass die AfD sehr bewusst und sehr strategisch versucht, statt mit 

Anträgen Lösungen zu erarbeiten oder Antworten zu finden, ihren YouTube-Kanal zu 

füllen, da das Sommerloch vor der Tür steht.
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Wenn Sie sich mit dem Thema wirklich auseinandersetzen würden und vor allen 

Dingen das Thema Sicherheit so ernst nehmen würden, würde in Ihrem Antrag auch 

stehen, warum das Attentat in Hanau passiert ist, warum das Attentat am Olympia-

Einkaufszentrum passiert ist. Gestern haben wir der neun Opfer gedacht. Die Liste 

ist sehr lang. Das interessiert Sie aber nicht. Die Opfer sind Ihnen egal, weil Sie 

sich mit dem Thema Rechtsextremismus nicht beschäftigen können, da Sie dafür 

verantwortlich sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das ist eigentlich ein Thema, über das wir hier diskutieren müssten.

Das Nächste ist: Sie versuchen seit Monaten, den Begriff der Remigration, der nichts 

anderes als Vertreibung bedeutet, salonfähig zu machen und zu normalisieren. Meine 

Hoffnung ist aber – ich werde darin auch bestärkt –, dass die Gesellschaft sehr genau 

weiß, was Sie mit dem Begriff Remigration eigentlich definieren.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Wenn Sie sich nur auf die Straftäter beziehen würden, würden Sie nicht von millio-

nenfachen Abschiebungen reden; denn so viele Straftäter haben wir Gott sei Dank 

in diesem Land nicht. Ihr eigentliches Ziel ist ein anderes. Ich habe Sie damals im 

Plenum gefragt: Sind auch Menschen wie ich betroffen? Aus Ihren Reihen kam ein 

klares Ja.

Wir müssen uns also noch einmal vergegenwärtigen, dass für Sie eigentlich alles, 

was anders ist, alles, was anders denkt, ein Risiko und eine Gefahr ist. Heute sind 

es die Migranten, morgen sind es die queeren Menschen, als Nächstes kommen die 

Frauenrechtlerinnen und so weiter und so fort. Das ist Ihr ideologisches Weltbild.Ich 

weiß aber auch, dass unsere demokratische Gesellschaft so stark ist, dass Sie so viel 

Macht dafür nicht bekommen werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Das Dritte. Man merkt es sogar im politischen Diskurs bei Ihrem parlamentarischen 

Geschäftsführer im Rechtsausschuss, in dem ich auch Mitglied bin. Wir diskutieren 

über einen AfD-Antrag. Ich melde mich zu Wort, und er sagt zu mir: Wer sind Sie? 

– Dann stelle ich ganz sachlich die Frage. Ich interpretiere das in zwei Richtungen: 

Stellen Sie mir diese Frage, weil ich eine Frau bin und Sie sich das nicht anhören 

wollen, oder weil ich eine Frau mit Migrationsgeschichte bin? – Was war die demo-

kratische Reaktion Ihres parlamentarischen Geschäftsführers? – Er verließ den Aus-

schussraum. Das ist Ihr Verständnis von Dialog, von ernsthaften politischen Debatten,

(Beifall bei den GRÜNEN)

weil Sie nämlich eine Null-Toleranz-Gesellschaft schaffen wollen. Das wird Ihnen nicht 

gelingen; das sage ich Ihnen hier in aller Deutlichkeit.

Wenn Sie von Vaterlandsverächtern reden:

(Zuruf von der AfD: Da fühlen Sie sich angesprochen, oder? – Heiterkeit bei der 

AfD)

Sie sind die Ursache für die Verrohung in unserer Gesellschaft.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie sind die Ursache für die rechtsextreme Gewalt in unserer Gesellschaft.

(Beifall bei den GRÜNEN, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Sie sind die Ursache dafür, dass draußen Menschen nicht mehr demokratisch disku-

tieren können, sondern dass es sofort zu Attacken kommt. Das ist Ihre Schuld. Stellen 

Sie sich nicht hier hin und nennen uns Vaterlandsverächter! Jedes Mal, wenn ein 

Attentat stattfindet, knallen bei Ihnen die Champagnerkorken, weil das Ihr Geschäft 

bedient. Achten Sie daher darauf, was Sie uns hier unterstellen!

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Bleiben Sie bitte am Rednerpult, Frau Kollegin. 

Kollege Martin Huber, AfD-Fraktion, hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Martin Huber (AfD): Werte Kollegin, das war wieder eine unsachliche Aussage, die 

Sie jetzt gemacht haben, aber absolut. Was wollen wir? – Es gibt Probleme in unse-

rem Land. Wir sprechen die Probleme an und verharmlosen sie nicht. Das ist der erste 

Punkt.

(Zurufe)

Jetzt sage ich es Ihnen einmal so, dass Sie es verstehen; Sie sind ja keine Dumme:

(Zurufe)

Die Politik muss eine klare Ansage machen. Wir sind ein offenes Land. Wer rein-

kommt, muss sich an uns anpassen. Wenn er die Gastfreundschaft missbraucht, wird 

er abgeschoben. Wenn die klare Ansage kommt, werden sich auch gewisse Leute 

daran halten. Sie verharmlosen aber die Sachen. Propaganda machen wir? Wir ma-

chen nichts. Wir sprechen etwas an, wir tun etwas. Ich würde mir wünschen, dass die 

CSU umdenkt, dass sie zurückkommt zu dem, wie es früher unter Franz Josef Strauß 

war. Dass man solche Aussagen, die Sie machen – – Jeder Bürger versteht, was Sie 

machen. Ich weiß, dass Sie ein anderes Land wollen. Wir sind für Recht und Ordnung. 

Das gilt für Rechtsradikale genauso wie für Linksradikale.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Martin Huber (AfD): Gewalt kann man nie rechtfertigen. Dafür gibt es keinen Grund.

(Zurufe)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Ich habe hier nichts verharmlost. Die Grenze beginnt, 

wenn jemand bei uns Schutz und Sicherheit sucht und unsere Sicherheit gefährdet. 
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Darauf muss unser Rechtsstaat reagieren. Darüber brauchen wir gar nicht zu reden; 

mit dem Thema beschäftigen wir uns immer wieder.

Ich habe aber versucht, die Gesinnung hinter Ihrem Antrag zu beschreiben. Wenn Sie 

wirklich ernsthaft glauben, was Sie mir gerade gesagt haben, dass Sie ein Interesse 

daran haben, den Bürgerinnen und Bürgern Antworten und ihnen auch Sicherheit 

zu geben, dann dürfen Sie hier nicht so auftreten. Fangen Sie in Ihrer Fraktion mit 

Ordnung und Sicherheit an. Versuchen Sie das auch bei dem, worauf Ihre Anträge 

abzielen. Wenn Sie das in Ihrer Fraktion abstimmen, sollten Sie auch darauf achten, 

was darin steht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner für die Fraktion der FREI-

EN WÄHLER ist Vizepräsident Alexander Hold.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen 

und Kollegen! Zurück zum Antrag. Der Antrag benennt vier Vorfälle aus Bayern, 

einmal ein aggressives Verhalten in einem Schwimmbad, einmal eine Bedrohung 

mit einem Messer, einmal einen Angriff mit einem Messer und ein Tötungsdelikt in 

einer Spielhalle sowie drei Vorfälle aus Trier, Dresden und Witten. Er erhebt darauf 

gründend vier sehr plakative Forderungen, auf die ich gleich noch näher eingehen 

werde.

Es hat natürlich überhaupt keinen Sinn, Gewaltkriminalität schönzureden, aber zwei 

Dinge müssen hier schon einmal gesagt werden:

Erstens. Bayern ist mit weitem Abstand das sicherste Bundesland in Deutschland.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Die Gefahr, Opfer einer Gewaltkriminalität zu werden, nimmt in Bayern nicht zu. Sie 

nimmt überhaupt nicht zu, sondern statistisch betrachtet in Bayern sogar ab. Danke 
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an dieser Stelle an unsere Polizei und an alle Sicherheitsbehörden, die täglich dafür 

sorgen, dass wir in Bayern in Sicherheit und ohne Angst leben können. Danke schön 

dafür.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Es hat aber natürlich keinen Sinn, subjektive Ängste der Menschen mit Statistiken 

zu relativieren. Deswegen zweitens: Es muss allerdings schon festgestellt werden, 

dass Sie bei keinem dieser Vorfälle gesagt haben: ein vollziehbar ausreisepflichtiger 

Ausländer. Zumindest bei den Fällen in Bayern konnte ich das überprüfen: In einem 

Fall gab es nicht einmal eine Festnahme, weil es gar keine Straftat gab; da gab es nur 

ein Hausverbot im Schwimmbad.

(Zuruf von der AfD)

Bei keinem dieser Fälle hat es sich um Menschen gehandelt, die eigentlich ausreise-

pflichtig wären. Die hatten sich hier alle letztlich rechtmäßig aufgehalten. Das heißt, 

Ihre Vorschläge, zu denen ich jetzt komme, hätten in keinem dieser Fälle irgendetwas 

verhindert oder geändert.

Sie fordern erstens ein Sofortprogramm und unverzügliche Abschiebung. Die Baye-

rische Staatsregierung betreibt bereits eine konsequente Rückführung all derer, die 

kein Bleiberecht haben. Die Zahl wurde schon genannt. Im letzten Jahr haben die 

Abschiebungen um 21 % zugenommen. Der Straftäteranteil an den Abgeschobenen 

betrug nahezu 40 %.

Sie fordern zweitens einen Remigrationsplan mit Priorisierung von Straftätern. Diese 

geforderte Priorisierung von Straftätern bei der Aufenthaltsbeendigung existiert selbst-

verständlich bereits. Mit unserer Taskforce Straftäter im Landesamt haben wir ein 

wirksames Instrument zur schnellen Aufenthaltsbeendigung bei schweren Straftätern. 

Auch das ist schon genannt worden: Wir haben zusätzlich zur beschleunigten Identifi-

zierung und Rückführung von sogenannten Gefährdern aus dem Bereich des islamis-
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tischen Terrorismus und Extremismus eine eigene Arbeitsgruppe eingeführt, die die 

Vorgänge noch einmal beschleunigt.

Dann schreiben Sie, diese Taskforce müsste endlich richtig ausgestattet werden. 

Selbstverständlich ist die richtig ausgestattet – sowohl was die Technik betrifft als 

auch was das Personal betrifft. Diese Taskforce koordiniert Rückführungen. Da gibt es 

keinerlei Defizite, die man hier anprangern müsste. Eine hervorragende Ausstattung 

mit Sach- und Personalmitteln existiert bereits.

Dann schreiben Sie, dass Atteste grundsätzlich überprüft werden müssten. Auch das 

passiert selbstverständlich. § 60a des Aufenthaltsgesetzes stellt bereits ganz erhebli-

che Hürden für den Nachweis einer gesundheitlichen Reiseunfähigkeit auf. Es gibt 

die Vermutung, dass es keine solche entgegenstehenden gesundheitlichen Gründe 

gibt. Atteste werden schon jetzt sehr genau geprüft. Man braucht eine qualifizierte 

ärztliche Bescheinigung. Darin muss eine konkrete Bezeichnung der Erkrankung, der 

Diagnose, der Methoden, sogar der Tatsachenerhebung, des Schweregrades und der 

Folgen stehen.

Das heißt, alles, was Sie sagen, ist letztlich nicht notwendig. Ein typischer Schau-

kampf also; denn die Maßnahmen existieren schon. Weitergehende Vorschläge ver-

hindern nicht die zitierten Vorfälle. Allein Ihre Bezeichnung "Sommer der Angst" macht 

natürlich klar, dass Sie überhaupt nicht an der parlamentarischen Problemlösung inte-

ressiert sind, sondern doch nur an einer plakativen Skandalisierung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Natürlich kann man nur immer wieder betonen: Humanität und Ordnung beschädigen 

Ihr Geschäftsmodell. Sie suchen die Unordnung. Humanität ist sowieso für Sie ein 

Fremdwort.

Wir sind selbstverständlich weiterhin bestrebt, Menschen, die nicht integrationswil-

lig oder integrationsfähig sind oder unsere Rechtsordnung nicht respektieren oder 
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schlicht gefährlich sind, zurückzuführen. Wir tun das in Bayern mit allen uns zur 

Verfügung stehenden rechtsstaatlichen Mitteln. Anträge, die nur so tun, als hätten sie 

mehr zu bieten, bringen niemanden weiter.

Zum Ende unseres Drei-Tage-Plenums, glaube ich, ist es angebracht, sich hier statt 

eines Sommers der Angstmacherei einen Herbst der Sachlichkeit zu wünschen. Den 

Antrag lehnen wir ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Wir haben eine Meldung zu einer Zwischenbe-

merkung. Kollege Meußgeier, bitte.

Harald Meußgeier (AfD): Sehr geehrter Herr Hold, es ist ja schön, dass Bayern 

wenigstens noch das sicherste Land in Deutschland ist. Aber wir wissen doch alle, 

dass diese sichersten Länder alle nur aus einer Statistik heraus bestehen. Wir wissen 

alle, dass viele Menschen mittlerweile nicht mehr zur Polizei gehen und irgendwelche 

Vorfälle anzeigen,

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Quatsch!)

aus Angst davor, dass sie eventuell verfolgt oder bestraft werden könnten.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Das sind Fake News!)

Es ist ja auch in vielen Fällen bewiesen, dass, wenn man Anzeige erstattet, die 

Anzeige nicht zur Verwertung kommt. Die Leute haben es ganz einfach satt, weil sie 

draußen merken: Wenn ich irgendetwas anzeige oder irgendwohin gehe, wird das ja 

gar nicht beachtet.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Unsinn!)

Deswegen ist die Statistik ja auch so beschönigt.

(Roland Weigert (FREIE WÄHLER): Verschwörungstheorie!)
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Wenn jeder hingehen und eine Anzeige erstatten würde, würde die Statistik in diesem 

Land ganz anders ausschauen.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Das ist ja schon nahezu drollig.

(Heiterkeit bei den FREIEN WÄHLERN)

Klar, Ihrem Geschäftsmodell, ist das natürlich nicht zuträglich, wenn es weniger An-

zeigen gibt. Dass es vielleicht daran liegen kann, dass es weniger Anzeigen gibt, 

weil unsere Sicherheitsbehörden tatsächlich dafür sorgen, dass die Menschen hier 

in Sicherheit und eben nicht in Angst leben können, auf die Idee kommen Sie gar 

nicht. Und wenn Sie auf die Idee kämen, dann passt sie einfach nicht zu Ihrem 

Geschäftsmodell.

Sie können sicher sein: Die bayerische Bevölkerung – und in anderen Bundesländern 

ist es nicht viel anders – hat ein großes Vertrauen zu unserer Polizei, zu unserer Jus-

tiz, und wenn etwas passiert, dann geht man selbstverständlich und erstattet Anzeige. 

Wenn es weniger Anzeigen und deswegen auch weniger Verurteilungen gibt, dann 

liegt das einfach daran, dass unsere Polizei für Sicherheit sorgt. Punkt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU sowie Abgeordneten der GRÜ-

NEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Als Nächster Kollege spricht Horst Arnold für die 

SPD-Fraktion. Bitte.

Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Auch am Tag danach: 

Armela Segashi, Can Leyla, Dijamant Zabërgja, Guiliano Kollmann, Hüseyin Dayıcık, 

Roberto Rafael, Sabine S., Selçuk Kılıç und Sevda Dağ. – All diese Personen waren 

Opfer, vor zehn Jahren und einem Tag. Soweit Ihre Fraktion anwesend war, waren 

Sie gestanden. Und ich sage Ihnen: Das waren alles Opfer, vorgezogene Opfer, Ihres 

Remigrationswahns.
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(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ihre Ansichten, Ihre Grundhaltung, sind verfassungsrechtlich unhaltbar. Ihr Zynismus 

ist im Prinzip fundamental menschenfeindlich. Wenn Sie in diesem Zusammenhang 

trennen wollen zwischen Straftaten von Ausländern, Migrantinnen und Migranten, und 

Straftaten von anderen Menschen, führen Sie eine Kategorie ein, die im Prinzip unse-

rem Rechtssystem fremd ist.

(Zuruf von der AfD)

Die Würde des Menschen ist unantastbar,

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie Abgeordneten der FREIEN WÄH-

LER)

nicht die irgendeiner Nation oder einer Gesinnung, sondern des Menschen. Das muss 

man Ihnen mal sagen. Allerdings ist dieser Sommer der Angst, den Sie da propagie-

ren, der Sommer der Angst der demokratischen Parteien, dass Sie hier weiter spalten, 

dass Sie hier weiter Zwietracht säen, dass Sie hier weiter in dem Zusammenhang Ihre 

Peinlichkeiten unter das Volk bringen

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))

und damit auch noch Erfolg haben. Denn wir haben diesen Staat auf den Trümmern 

eines Weltkrieges aufgebaut, der in dem Zusammenhang nichts anderes als Men-

schenverachtung zum Inhalt hatte. Wir wissen, was wir erreicht haben, und Sie wollen 

das fundamental zerstören, verändern, mit der Wiedereinrichtung von Kategorien, die 

menschenfeindlich sind.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie Abgeordneten der FREIEN WÄH-

LER – Unruhe bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege Arnold, Kollege Graupner hätte eine 

Zwischenfrage.
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Horst Arnold (SPD): Das geht am Schluss von der Zeit weg. – Grundsätzlich kann ich 

Ihnen als ehemaliger Richter und Staatsanwalt sowie als Mitglied dieses Parlaments 

eines sagen, und deswegen bin ich sehr beruhigt: Der Rechtsstaat funktioniert. Die 

Gesetze funktionieren. Die Zahlen gehen zurück, und Gott sei Dank haben Sie in der 

Justiz, bei denen, die zu entscheiden haben, nichts zu suchen.

Dieser Antrag ist verwerflich, dieser Antrag ist zynisch und deswegen abzulehnen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie Abgeordneten der CSU und der 

FREIEN WÄHLER – Roland Weigert (FREIE WÄHLER): Alle Achtung! – Zuruf: 

Bravo!)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Die 

Aussprache ist geschlossen, und wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Dringlichkeitsantrag der AfD-Fraktion auf Drucksache 19/12970 seine Zu-

stimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. 

Ich bitte, die Gegenstimmen anzuzeigen. – Das sind alle anderen Fraktionen. Enthal-

tungen? – Keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.
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